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Umgangsrecht unter COVID-19 

 

Wie sich eine Quarantäneanordnung gemäß 

§ 30 Abs. 1 IfSG (Infektionsschutzgesetz) auf 

Umgangskontakte gemäß § 1684 BGB des inso-

weit berechtigten Elternteils auswirkt, lässt 

sich wie folgt in gesetzlicher Kürze darstellen: 

• Ergeht eine solche Quarantäneanordnung 
(QAO) gegen den Umgangselternteil oder 
aber das Kind, führt dies zu einem Hinde-
rungsgrund nach § 89 Abs. 4 FamFG; die-
sen ist der Umgang rechtlich nicht mög-
lich, können sie ihn doch bei gebotenem 
Verbleib in der Wohnung ohne persönli-
chen Kontakt nicht wahrnehmen. 
 

• Dies gilt auch bei einer QAO gegenüber 
dem Obhutselternteil. Auch dieser kann 
die ihn treffenden Pflichten aus der Um-
fangsregelung nicht erfüllen (z. B. Über-
gabe des Kindes etc.). 

 

• Liegt ein Fall freiwilliger Quarantäne vor, 
bedeutet eine derartige Selbstrestriktion 
in aller Regel eine Art „besondere Verant-
wortung“, die zu respektieren sein wird. 
Auch hier wird der Obhutselternteil nicht 
in die Pflichten des § 89 Abs. 4  FamFG ge-
nommen werden können. Der häusliche 
Rückzug wird von hinreichenden objekti-
ven Gründen getragen sein müssen, insbe-
sondere wenn er sich in den Bahnen mi-
nisterieller und fachlicher Empfehlungen 
vornehmlich des RKI einbinden lässt (vor-
heriger Aufenthalt in einem betroffenen 
Gebiet oder Land und hierzu ergangene 
Reisewarnungen). 

 

• Wird gar eine Ausgangssperre verhängt, 

sind ergangene Umfangsregelungen oh-

nehin nicht vollstreckbar. Einer weiteren, 

zusätzlichen Ermächtigungsgrundlage be-

darf es dann nicht. § 28 IfSG oder landes-

rechtliche Eingriffsnormen des Polizei-

rechts oder Ordnungsrechts sind nicht zu 

prüfen. Allein der Bestand einer Ausgangs-

sperre stellt einen rechtlichen Hinde-

rungsgrund bei der Realisierung der Be-

fugnisse aus § 1684 BGB dar.  

 

Urlaub im Risikogebiet – und dann? 

 

Wer aus einem Risikogebiet nach Deutschland 

einreist, muss sich derzeit unverzüglich in eine 

14-tägige „Absonderung“ (umgangssprachlich 

Quarantäne)  begeben. Entscheidend ist, ob 

das Reiseland am Tag der Rückreise als Risiko-

gebiet eingestuft ist. Eine Ausnahme besteht 

derzeit noch, wenn bei Einreise ein negativer, 

ärztlich bestätigter Corona-Test vorliegt, der 

nicht älter als 48 Stunden ist.  
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Doch, wer zahlt die Quarantäne?  

• Arbeitnehmer, die in ein Risikogebiet rei-

sen, haben in der Regel bei einer Quaran-

täne keinen Vergütungsanspruch. 

 

• Ein Entgeltfortzahlungsanspruch scheidet 

nach unserer Sicht aus. Ein Anspruch auf 

Entgeltfortzahlung nach § 3 Entgeltfort-

zahlungsgesetz setzt voraus, dass den Ar-

beitnehmer kein Verschulden trifft.   

 

• Eine Entschädigung nach dem Infektions-

schutzgesetz kommt in der Regel nicht in 

Betracht. Wer trotz bestehender Reise-

warnung in ein Risikogebiet einreist, wird 

zum sog. Ansteckungsverdächtigen. Eine 

Entschädigung erhält nicht, wer die Qua-

rantäne hätte vermeiden können. Die 

Bundeskanzlerin hat mit den Regierungs-

chefinnen und Regierungschefs der Län-

der am 27. August 2020 beschlossen, dass 

kurzfristig eine Rechtsänderung des Infek-

tionsschutzgesetzes erfolgen soll. Hier-

nach soll bundeseinheitlich eine Entschä-

digung für den Einkommensausfall dann 

nicht gewährt werden, wenn eine „Abson-

derung″ aufgrund einer vermeidbaren 

Reise in ein bei Reiseantritt ausgewiese-

nes Risikogebiet erforderlich wird. Diese 

Regelung ist aus unserer Sicht nur klarstel-

lend.   

 

• Des Weiteren soll möglichst ab 1. Oktober 

2020 eine neue Regelung zur Selbstisola-

tion (Quarantäne) für Reisende aus Risiko-

gebieten eingeführt werden. Danach ist 

eine vorzeitige Beendigung der Selbstiso-

lation frühestens durch einen Test ab dem 

5. Tag nach Rückkehr möglich.   

 

• Das bedeutet, dass Arbeitnehmer ab dem 

01.10.2020 bei einer Quarantäne mit ei-

nem Entgeltausfall von 5 Tagen rechnen 

müssen, wenn sie nicht im Home-Office 

arbeiten können.  

 

KG-Anteil für Minderjährige –  

Besser Genehmigung des Familien-

gerichts einholen! 

 

Es ist ein beliebtes Gestaltungsmittel, in der in-

nerfamiliären Vermögensübertragung, sog. 

Kommanditgesellschaften zu gründen. Dies er-

folgt regemäßig entweder in der Reinform ei-

ner KG oder aber der populären GmbH & Co. 

KG. Kennzeichen dieser Gesellschaftsform ist, 

dass mindestens ein Gesellschafter als sog. 

Komplementär voll haftet, die Mitgesellschaf-

ter als Kommanditisten demgegenüber nur mit 

ihrer in der Regel eingezahlten Stammeinlage 

haften. In diese Vermögensgesellschaft wer-

den sodann Vermögensgüter eingebracht. Da-

bei handelt es sich in erster Linie um Immobi-

lien, aber auch andere Werte. Zur Ausnutzung 

steuerlicher Freibeträge, zur Nutzung erbrecht-

licher Gestaltungsspielräume (Stichwort: Ver-

ringerung der Pflichtteilslast gegenüber dem 

unliebsamen Abkömmling) können sodann re-

gelmäßig – Turnus alle 10 Jahre – Kommandi-

tanteile auf die Kinder (sogar wenn diese noch 

nicht geboren sind) übertragen werden. Die El-

tern halten das Heft in der Hand, indem sie z.B. 

sog. Stimmvereinbarungen in den Gesell-

schaftsvertrag schreiben lassen. Die Stimme 

des Vollhafters (als Komplementär kann, muss 

dies aber nicht eine GmbH, sondern können es 

auch Vater wie Mutter persönlich sein) oder 

die der Eltern erhält dort mehr Gewicht, als die 

der minderjährigen Gesellschafter.  
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Rechtlich umstritten ist dabei die Frage, ob die 

Übertragung eines Kommanditanteils auf einen 

Minderjährigen der Zustimmung des Familien-

gerichts bedarf und ob ein sog. Ergänzungspfle-

ger zu bestellen ist, der die Rechte des Minder-

jährigen gegenüber seinen Eltern im Zuge des 

Übertragungsakts wahrnimmt. Wäre die Über-

tragung lediglich rechtlich vorteilhaft für die Ju-

nioren, so bestünde kein Anlass, das Familien-

gericht zu bemühen. Was sollte vorteilhafter 

sein als die Schenkung von Häusern oder Oldti-

mern, möchte man reklamieren! Namenhafte 

Stimmen in Rechtsprechung und Literatur stüt-

zen diese Grundeinstellung. Hiernach bliebe 

das Familiengericht außen vor. Kann das richtig 

sein?   

Durch die Übertragung wird auch eine Reihe 

von Pflichten des Minderjährigen begründet. 

Dies ist etwa die Verpflichtung eines Gesell-

schafters, nicht zum Schaden der Gesellschaft 

zu handeln (sog. Treuepflicht). Diese Position, 

der zu folgen ist, wurde jüngst durch das OLG 

Oldenburg vertreten. Fehlt die Genehmigung 

des Familiengerichts ist die Übertragung un-

wirksam. Es droht – auch noch Jahre später – 

Ungemach, wenn Gesellschafterbeschlüsse z.B. 

im Nachhinein unwirksam waren und der Ge-

schäftsführer doch nicht mit der erforderlichen 

Mehrheit entlastet wurde. Zur rechtlichen Klar-

heit empfiehlt es sich etwa, die Hafteinlage be-

wusst zu einem geringen Teil nicht einzuzahlen. 

Somit wäre das Familiengericht auch nach Auf-

fassung der großzügigeren Obergerichte einzu-

schalten. Gleichzeitig übernehmen die Eltern 

die Auffüllungspflicht auf Rechnung des Min-

derjährigen. 

Es mag folglich manchen scheuen, den vorbe-

schriebenen Weg über das Familiengericht zu 

gehen, der zugegeben nicht immer geräuschlos 

verläuft. Gut durchdacht und klug gestaltet im 

Hinblick auf die typischen Angriffspunkte lässt 

sich die gewünschte Genehmigung, die zu einer 

dauerhaften Rechtssicherheit führt, mit großer 

Treffgenauigkeit herbeiführen.    

 

Verträge (neu) verhandeln in Zeiten 

von COVID-19 

 

In der Regel läuft es in Zukunft in etwa so wei-

ter wie bislang. Mit dieser Annahme wurden 

seit Jahrzehnten Verträgen gestaltet und ge-

schlossen. Was aber, wenn das Unvorhergese-

hene eintritt? Der Fall, den niemand bislang ge-

sehen, mit dem niemand ernsthaft und konkret 

gerechnet hat? 

Bereits 9/11 oder die Finanzkrise gehörten zu 

diesen Ereignissen, die wohl niemand im Blick 

hatte. Erst die COVID-19-Pandemie jedoch hat 

derartig einschneidenden Maßnahmen nach 

sich gezogen, die das Leben tiefgreifend verän-

dert haben. 

Wie aber soll sich das auf bestehende Verträge 

auswirken? Können sie Bestand behalten, müs-

sen sie wegfallen oder angepasst werden? Was 

könnte an bestehenden Verträgen problema-

tisch (geworden) sein? Hier ein Beispiel: 

Deutungsfähige Begriffe wie „für die Beteilig-

ten zumutbar“, „angemessen“ oder „wesent-

lich“, die nicht nur der Gesetzgeber gebraucht, 

sondern auch Teil vieler Verträge sind, laden 

geradezu dazu ein, sich zu streiten. Nicht ein-

mal der in der Bundesrepublik Deutschland 

jetzt erstmals wirklich relevant gewordene Be-

griff der höheren Gewalt ist in der Gesetzesord-

nung verlässlich definiert.  

Die Gerichte entscheiden zu lassen, ist im 

Rechtsstaat stets eine Option. Aber sie ist nicht 

immer die beste. Was dagegen spricht: Der 
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Zeitablauf, denn es braucht Jahre, bis der In-

stanzenweg durchschritten wird; die Kosten; 

die Unsicherheit; die Zerstörung des Vertrau-

ensverhältnisses zur Gegenseite und vieles 

mehr. 

Warum also nicht das Schicksal in die eigene 

Hand nehmen? Das Gespräch mit dem Ver-

tragspartner suchen, Argumente zusammen-

tragen, Interessen definieren, autonom Lösun-

gen entwickeln. Vielleicht die, die ein Gesetz 

vorgibt – oder auch ganz andere, die der  

Gestaltungsphantasie der Beteiligten entstam-

men. Das geht viel schneller, wenn die Beteilig-

ten es wollen, führt oft zu kreativeren Lösun-

gen, vermeidet die Unsicherheiten eines Ge-

richtsverfahrens und spart obendrein Kosten. 

Vieles spricht dafür, diesen Weg zumindest zu 

versuchen. 

 

Kostenerstattung beim Inkasso – 

Hinweispflichten an den Schuldner 

ab 2021 

 

Gegenwärtig befindet sich das „Gesetz zur Ver-

besserung des Verbraucherschutzes im Inkas-

sorecht“ in der Vorbereitung. Dieses wird mit 

Sicherheit verabschiedet werden und im Laufe 

des Jahres 2021 in Kraft treten. 

Wie der Name schon ankündigt, richtet sich das 

neue Gesetz hauptsächlich an Inkassounter-

nehmen und Rechtsanwälte. Diese werden u.a. 

zu mehr Transparenz bei der Formulierung von 

Mahnschreiben angehalten. Jedoch richtet sich 

eine neue Vorschrift maßgeblich an alle Gläubi-

ger: 

Sie müssen zukünftig ihre Schuldner rechtzeitig 

darüber informieren, dass diese im Falle des 

Zahlungsverzugs auch die Kosten für die Ein-

schaltung eines Inkassobüros oder einer 

Rechtsanwaltskanzlei zu tragen haben. Unter-

bleibt eine solche Belehrung, muss der Gläubi-

ger für den Fall, dass er mit der weiteren außer-

gerichtlichen Geltendmachung einen professi-

onellen Dienstleister beauftragt, dessen Kos-

ten selbst tragen und kann sie nicht – wie es 

bisher problemlos möglich ist – auf den Schuld-

ner überwälzen. 

Stellen Sie sich daher am besten schon jetzt auf 

diese Neuregelung ein, auch wenn sie möglich-

erweise erst ab Oktober 2021 in Kraft tritt. Ver-

sehen sie schon jetzt 

• Ihre Verträge, 

• Ihre AGB, 

• Ihre Auftragsbestätigungen, 

• Ihre Lieferscheine und/oder 

• Ihren allgemeinen Schriftverkehr 

mit den zukünftig geforderten Hinweisen – auf 

die Geltung Ihrer AGB verweisen Sie ja auch 

möglichst breit gestreut. 

Setzen Sie in Mahnungen zukünftig auch keine 

kürzeren Zahlungsfristen als zwei Wochen – 

das wird voraussichtlich als unangemessen an-

gesehen werden. 

 

Stadtlohn im Oktober 2020 


